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Die Schulkonferenz an der EKS Idstein 
 
1. Kurz zusammengefasst: Was ist die Schulkonferenz? 
 
Die Schulkonferenz ist das gemeinsame Entscheidungsgremium von Lehrern und 
Eltern. Sie besteht an der EKS aus 3 Vertretern des Schulelternbeirats, 5 Vertretern 
des Lehrerkollegiums und 2 Vertretern der Schülerschaft. 
 
Vorsitzende der Schulkonferenz ist die Schulleiterin. 
 
Die Mitglieder der Schulkonferenz werden für die Dauer von 2 Jahren gewählt. Die 
Schulkonferenz berät und entscheidet z.B. über: 
 
• das Schulproramm 
• Grundsätze für Umfang und Verteilung der Hausaufgaben und Klassenarbeiten 
• Mitarbeit von Eltern und anderen Personen im Unterricht und bei 
Schulveranstaltungen 
• die Stellung eines Antrags auf Durchführung eines Schulversuchs oder der 
Umwandlung einer Schule in eine Versuchsschule und zur Erprobung eines Modells 
erweiterter Selbstständigkeit, etc. 
 
Die Schulkonferenz wird von der Schulleitung mindestens einmal im Schulhalbjahr 
(außerhalb der Unterrichtszeit i. d. R. nach 17 Uhr) einberufen. 
 
Auf Antrag eines Viertels der stimmberechtigten Mitglieder oder auf Antrag einer der 
in der Schulkonferenz vertretenen Personengruppe ist sie unverzüglich unter Angabe 
der zu beratenden Gegenstände einzuberufen. 
 
 
2. Rechtliche Grundlagen: 
 
1. Hessisches Schulgesetz, §§ 128 -132 
2. Konferenzordnung §§ 1-16 
 
 
 
 
 
 



 
 
1. Hessisches Schulgesetzt 
 
§ 128 Aufgaben 
(1) Die Schulkonferenz ist das Organ gemeinsamer Beratung und Beschlussfassung, 
in der Lehrerinnen und Lehrer, Eltern sowie Schülerinnen und Schüler 
(Schulgemeinde) zusammenwirken. Sie berät alle wichtigen Angelegenheiten der 
Schule und vermittelt bei Meinungsverschiedenheiten. 
(2) Die Schulkonferenz kann gegenüber anderen Konferenzen Empfehlungen 
abgeben. Die Empfehlung muss auf der nächsten Sitzung dieser Konferenz beraten 
werden. 
(3) Die Rechte der Elternbeiräte nach dem achten Teil dieses Gesetzes, der Schüler- 
und Studierendenvertretung nach dem neunten Teil dieses Gesetzes und der 
Personalräte nach dem Hessischen Personalvertretungsgesetz vom 24. März 1988 
(GVBl. I S. 103), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 
635), bleiben unberührt. 
 
§ 129 Entscheidungsrechte 
Die Schulkonferenz entscheidet über 
1. das Schulprogramm (§ 127 b), die Antragstellung auf Umwandlung in eine 
selbstständige Schule (§ 127d Abs. 8) sowie die Antragstellung auf Umwandlung in 
eine rechtlich selbstständige berufliche Schule (§ 127e Abs. 2), 
2. Grundsätze für die Einrichtung und den Umfang freiwilliger Unterrichts- und 
Betreuungsangebote und über die Verpflichtung zur Teilnahme an 
Ganztagsangeboten (§ 15 Abs. 4) sowie über Art, Umfang und Schwerpunkte des 
Wahlunterrichts in der Mittelstufe im gymnasialen Bildungsgang (§ 5 Abs. 3), 
3. die Einrichtung oder Ersetzung einer Förderstufe an verbundenen Haupt- und 
Realschulen (§ 23b Abs. 1) sowie an schulformbezogenen (kooperativen) 
Gesamtschulen (§ 26 Abs. 3) und ihre Vorbereitung auf den Übergang in die 
Jahrgangsstufe 7 des gymnasialen Bildungsganges (§ 22 Abs. 6), 
4. die 5- oder 6-jährige Organisation der Mittelstufe (Sekundarstufe I) an Gymnasien 
(§ 24 Abs. 3) oder des Gymnasialzweiges an kooperativen Gesamtschulen (§ 26 
Abs. 3), 
5. Grundsätze für Hausaufgaben und Klassenarbeiten, 
6. die Stellung des Antrags auf Durchführung eines Schulversuchs oder der 
Umwandlung einer Schule in eine Versuchsschule (§ 14 Abs. 3) und zur Erprobung 
eines Modells erweiterter Selbstständigkeit (§ 127c), 
7. Grundsätze für die Mitarbeit von Eltern und anderen Personen im Unterricht und 
bei sonstigen Schulveranstaltungen (§ 16 Abs. 4), 
8. Grundsätze der Zusammenarbeit mit anderen Schulen und außerschulischen 
Einrichtungen sowie für Vereinbarungen mit Dritten im Rahmen von Projekten zur 
Öffnung der Schule, der Organisation des Schüleraustausches und internationaler 
Zusammenarbeit sowie über die Vereinbarung zu Schulpartnerschaften und 
schulinterne Grundsätze für Schulfahrten und Wandertage, 
9. den schuleigenen Haushalt im Rahmen der Richtlinien (§ 127 a Abs. 2), 
10. die Verteilung des Unterrichts auf sechs statt auf fünf Wochentage (§ 9 Abs. 4) 
und die Durchführung besonderer Schulveranstaltungen, 
11. die Verteilung des Unterrichts im Rahmen der Kontingent-Stundentafeln auf die 
einzelnen Jahrgangsstufen und Unterrichtsfächer nach Maßgabe der Verordnung 
nach § 9 Abs. 5, 
12. Schulordnungen zur Regelung des geordneten Ablaufs des äußeren 
Schulbetriebs einschließlich der Regelungen über 



a) die Einrichtung von Schulkiosken und das zulässige Warenangebot, 
b) die Vergabe von Räumen und sonstigen schulischen Einrichtungen außerhalb des 
Unterrichts an schulische Gremien der Schülerinnen und Schüler und der Eltern, 
c) Grundsätze zur Betätigung von Schülergruppen in der Schule (§ 126 Abs. 3) im 
Einvernehmen mit dem Schulträger, 
13. Stellungnahmen und Empfehlungen zu Beschwerden von Schülerinnen und 
Schülern, Eltern, Ausbildenden und Arbeitgebern, sofern der Vorgang eine für die 
Schule und über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat, 
14. die Einrichtung eines fünften Grundschuljahres an Förderschulen. 
 
§ 130 Anhörungsrechte 
(1) Die Schulkonferenz ist anzuhören 
1. vor Einrichtung eines Schulversuchs ohne Antrag der Schule und vorzeitiger 
Beendigung eines Schulversuchs an einer Schule, 
2.vor Umwandlung der Schule in eine Versuchsschule ohne Antrag der Schule und 
vor Aufhebung des Versuchsschulstatus, 
3. vor Entscheidungen über die Schulorganisation, insbesondere die Erweiterung, 
Teilung, Zusammenlegung und Schließung der Schule § 146), das Angebot einer 
Vorklasse (§ 18 Abs. 2), Angebote der dezentralen Förderung der emotionalen und 
sozialen Entwicklung und der Sprachheilförderung (§ 50 Abs. 2) sowie vor 
Entscheidungen über größere bauliche Maßnahmen, 
4. vor der Verlegung von Schulstufen oder -zweigen, Jahrgangsstufen oder 
einzelnen Klassen an eine andere Schule oder der Unterbringung von Schulstufen 
oder -zweigen, Jahrgangsstufen oder einzelnen Klassen in anderen Gebäuden 
außerhalb des Schulgeländes, 
5. vor wichtigen, die Schule betreffenden Entscheidungen des Schulträgers über 
Schülerbeförderung und Schulwegsicherung, 
6. vor Bildung und Änderung von Schulbezirken (§ 143) und Zusammenfassung des 
Unterrichts in Blockunterricht (§ 39 Abs. 4), 
7. vor der Namensgebung für die Schule (§ 142), 
8. vor der Genehmigung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben an der Schule (§ 
84 Abs. 1), 
9. vor der endgültigen Beauftragung der Schulleiterin oder des Schulleiters (§ 89 
Abs. 3). 
Der Schulkonferenz kann eine Frist von vier Unterrichtswochen zur Stellungnahme 
gesetzt werden; nach deren Ablauf gilt die Anhörung als erfolgt. 
(2) In allen Angelegenheiten, zu denen die Schulkonferenz anzuhören ist, steht ihr 
auch ein Vorschlagsrecht zu. 3 
 
§ 131 Mitglieder und Verfahren 
(1) Mitglieder der Schulkonferenz sind 
1. die Schulleiterin oder der Schulleiter als Vorsitzende oder Vorsitzender, 
2. jeweils mit der Hälfte der Sitze Vertreterinnen und Vertreter der Lehrkräfte und der 
Personengruppen der Eltern und der Schülerinnen und Schüler. 
Die Zahl der Mitglieder beträgt höchstens 25, mindestens jedoch 11, es sei denn, 
dass die Zahl der Lehrkräfte einer Schule geringer als fünf ist. Die Vertreterinnen und 
Vertreter der Schülerinnen und Schüler müssen mindestens die Jahrgangsstufe 8 
erreicht haben. An beruflichen Schulen sind zusätzlich je zwei Vertreterinnen oder 
Vertreter der Arbeitnehmer und Arbeitgeber mit beratender Stimme Mitglied der 
Schulkonferenz. 
(2) Die Sitze der Vertreterinnen und Vertreter der Eltern und die der Schülerinnen 
und Schüler verteilen sich in den Schulstufen und Schulen für Erwachsene wie folgt: 



1. an Schulen bis zur Jahrgangsstufe 4 oder 6 stehen die Sitze den Vertreterinnen 
und Vertretern der Eltern zu; 
2. an Schulen bis zur Jahrgangsstufe 9 oder 10 stehen den Vertreterinnen und 
Vertretern der Eltern drei Fünftel und den Vertreterinnen und Vertretern der 
Schülerinnen und Schüler zwei Fünftel der Sitze zu; 
3. an Schulen bis zur Jahrgangsstufe 12 oder 13 stehen die Sitze den Vertreterinnen 
und Vertretern der Eltern und den Vertreterinnen und Vertretern der Schülerinnen 
und Schüler jeweils zur Hälfte zu; 
4. an Schulen der Oberstufe (Sekundarstufe II) stehen den Vertreterinnen und 
Vertretern der Eltern zwei Fünftel und den Vertreterinnen und Vertretern der 
Schülerinnen und Schüler drei Fünftel der Sitze zu; 
5. an beruflichen Schulen stehen den Vertreterinnen und Vertretern der Eltern ein 
Fünftel und den Vertreterinnen und Vertretern der Schülerinnen und Schüler oder der 
Studierenden vier Fünftel der Sitze zu; 
6. an Schulen für Erwachsene und eigenständigen Fachschulen stehen die Sitze den 
Vertreterinnen und Vertretern der Studierenden zu; 
7. an Förderschulen stehen die Sitze den Vertreterinnen und Vertretern der Eltern 
dann zu, wenn die Art des sonderpädagogischen Förderbedarfs der Schülerinnen 
und Schüler ihre Beteiligung nach Nr. 2 ausschließt. 
(3) Die Vertreterinnen und Vertreter der Lehrerinnen und Lehrer wählt die 
Gesamtkonferenz aus ihrer Mitte; an Förderschulen kann sie statt der Lehrkräfte 
Erzieherinnen und Erzieher wählen, höchstens jedoch in der Zahl, die dem Verhältnis 
der Zahl der Erzieherinnen und Erzieher zur Zahl der Lehrkräfte entspricht. Die 
Vertreterinnen und Vertreter der Eltern werden vom Schulelternbeirat aus der 
Schulelternschaft, die der Schülerinnen und Schüler vom Schülerrat oder vom 
Studierendenrat aus der Schülerschaft gewählt. Die Amtszeit dauert zwei Schuljahre. 
Die Wahlen werden nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl durchgeführt. 
Scheidet ein Mitglied vor Ende der Amtszeit aus der Schulkonferenz aus, so tritt als 
Ersatzmitglied die nicht gewählte Bewerberin oder der nicht gewählte Bewerber mit 
der nächsthohen Stimmenzahl ein. Dieses Ersatzmitglied vertritt auch ein Mitglied 
der Schulkonferenz im Verhinderungsfall. Wenn jeweils ein Viertel der Mitglieder der 
Gesamtkonferenz, des Schulelternbeirats oder des Schüler- oder Studierendenrats 
es beantragt, sind die Wahlen dieser Personengruppen nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl durchzuführen. Die Ersatzmitglieder werden bei der Verhältniswahl 
der Reihe nach den nicht gewählten Bewerberinnen und Bewerbern derjenigen 
Vorschlagsliste entnommen, der die zu ersetzenden Mitglieder angehören. 
(4) Die Mitglieder der Schulkonferenz sind an Aufträge und Weisungen nicht 
gebunden. Über Angelegenheiten, die ihrer Bedeutung nach einer vertraulichen 
Behandlung bedürfen, haben sie auch nach Beendigung ihrer Amtszeit 
Verschwiegenheit zu wahren. 
(5) Die Schulkonferenz tagt nicht öffentlich. Sie kann beschließen, dass die 
Sitzungen für Ersatzmitglieder der Schulkonferenz sowie Mitglieder der 
Gesamtkonferenz, des Schulelternbeirats und des Schüler- oder Studierendenrats 
öffentlich sind; die Öffentlichkeit kann auf einzelne Tagesordnungspunkte beschränkt 
werden. Die Schulkonferenz kann weitere Personen zur Beratung heranziehen. Sie 
ist bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte ihrer Mitglieder beschlussfähig. Sie ist 
ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig, wenn sie 
wegen Beschlussunfähigkeit erneut zur Beratung desselben Gegenstandes 
einberufen werden muss; hierauf ist bei der Ladung hinzuweisen. Beschlüsse der 
Schulkonferenz werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. 
Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen zur Berechnung der Mehrheit 
nicht mit. 



(6) An den Beratungen und den Beschlussfassungen nach § 130 Abs. 1 Nr. 9 nimmt 
die Schulleiterin oder der Schulleiter nicht teil. In diesem Fall überträgt sie oder er 
den Vorsitz der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter oder einem anderen Mitglied 
der Schulkonferenz. 
(7) Vertreterinnen oder Vertreter der Schulaufsichtsbehörde können an der 
Schulkonferenz mit beratender Stimme teilnehmen. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter lädt eine Vertreterin oder einen Vertreter des Schulträgers rechtzeitig zu 
den Tagesordnungspunkten der Sitzungen ein, die Angelegenheiten des 
Schulträgers betreffen. 
(8) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder oder einer Personengruppe hat die 
Schulleiterin oder der Schulleiter die Schulkonferenz unverzüglich unter Angabe der 
zu beratenden Gegenstände einzuberufen. 
(9) An beruflichen Schulen werden die Aufgaben der Schulkonferenz nach §§ 129 
und 130 von der Gesamtkonferenz wahrgenommen, wenn Vertreterinnen und 
Vertreter der Eltern oder der Schülerinnen und Schüler nicht Abs. 3 Satz 2 
entsprechend gewählt werden können. 
 
§ 132 Rechte der Mitglieder der Schulkonferenz 
Die Mitglieder der Schulkonferenz haben das Recht, an den Sitzungen der 
Gesamtkonferenz und deren Teilkonferenzen sowie der sonstigen Konferenzen der 
Lehrkräfte mit Ausnahme der Zeugnis- und Versetzungskonferenzen und solcher 
Konferenzen, in denen ausschließlich Personalangelegenheiten der Lehrkräfte 
behandelt werden, sowie der Eltern- und Schülervertretung mit beratender Stimme 
teilzunehmen. Jedes Mitglied der Schulkonferenz kann sein Ersatzmitglied mit der 
Teilnahme beauftragen. Die Teilnahme an Tagesordnungspunkten, in denen 
Angelegenheiten beraten werden, die einzelne Mitglieder persönlich betreffen, ist nur 
mit Zustimmung der oder des Betroffenen zulässig. 
 
 
2. Konferenzordnung 
29. Juni 1993 
 
§ 1 Aufgaben 
(1) Die Schulkonferenz ist das gemeinsame Beratungs- und Beschlussorgan der 
Schule. Sie entscheidet und berät im Rahmen der ihr durch §§ 111 Abs. 2, 128 bis 
130 und 132 des Hessischen Schulgesetzes übertragenen Aufgaben. 
(2) Bei den Entscheidungen der Schulkonferenz sind die Belange des gebotenen 
Zusammenwirkens mit anderen Schulen und den Jugendämtern nach § 3 Abs. 8 
Satz 2, § 3 Abs. 10 Satz 1 und § 11 Abs. 8 des Hessischen Schulgesetzes zu 
wahren. 
 
§ 2 Mitglieder und Amtszeit 
Die Höchstzahl der Mitglieder der Schulkonferenz beträgt 25, die Mindestzahl 11, an 
Schulen bis zur Jahrgangsstufe 12 oder 13 (§ 131 Abs. 2 Nr. 3 Hessisches 
Schulgesetz) beträgt die Mindestzahl 13, es sei denn die Zahl der Lehrkräfte einer 
Schule ist geringer als fünf. Wählt eine Personengruppe (Lehrkräfte, Eltern, 
Schülerinnen und Schüler oder Studierende) keine Mitglieder in die Schulkonferenz, 
so verringert sich die Zahl der Mitglieder der Schulkonferenz um die dieser 
Personengruppe zustehenden Sitze. 
(2) Eine Erhöhung der Zahl der Mitglieder bis zu der für die jeweilige Schulstufe oder 
Schulform zulässigen Höchstzahl, an den in § 131 Abs. 2 Nr. 1, 3, 6 und 
gegebenenfalls 7 des Hessischen Schulgesetzes genannten Schulen bis zur 
Höchstzahl 25, an den in § 131 Abs. 2 Nr. 2, 4 und 5 genannten Schulen bis zur 



Höchstzahl 21, ist zulässig, wenn die Gesamtkonferenz, der Schulelternbeirat und 
der Schüler- oder Studierendenrat dies jeweils mehrheitlich beschließen. Sofern nicht 
alle in Satz 1 genannten Gremien eine Erhöhung beschließen, bleibt es bei der 
Mindestzahl der Sitze nach Abs. 1. 
(3) An beruflichen Schulen sind zusätzlich je zwei Vertreterinnen oder Vertreter der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber mit beratender Stimme Mitglied der Schulkonferenz. 
Die Schulleiterin oder der Schulleiter bittet die Arbeitnehmer- und 
Arbeitgebervertretungen für die Ausbildungsberufe, Berufsgruppen und Berufsfelder 
des Schulbezirks der Schule um die Benennung der Vertreterinnen oder Vertreter 
nach Satz 1 bis spätestens zwei Monate nach Schuljahresbeginn. Dabei ist darauf 
hinzuweisen, dass die Benennung nach Möglichkeit den Ausbildungsberufen, 
Berufsgruppen und Berufsfeldern der Mehrzahl der Schülerinnen und Schüler 
entspricht. Können sich die Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretungen nicht über 
die Benennung der jeweiligen Vertreterinnen oder Vertreter einigen, bleiben diese 
Sitze in der Schulkonferenz unbesetzt. 
(4) Die Amtszeit der Mitglieder der Schulkonferenz dauert zwei Schuljahre. 
(5) Mitglieder, deren Amtszeit abgelaufen ist, führen ihr Amt bis zur Neuwahl auch 
dann weiter, wenn sie nicht mehr wählbar sind. 
 
§ 3 Vorbereitung der Wahl 
(1) Zur Vorbereitung der Wahl der Mitglieder der Schulkonferenz erlässt die 
Schulleiterin oder der Schulleiter unverzüglich nach Abschluss der 
Elternbeiratswahlen und der Wahlen zum Schüler- und Studierendenrat, spätestens 
jedoch zwei Monate nach Unterrichtsbeginn eines Schuljahres, ein 
Wahlausschreiben, in dem die Termine für die Wahlen der jeweiligen 
Personengruppen bekannt gegeben werden, sofern sie bereits festgesetzt worden 
sind. Zugleich mit der Bekanntgabe der Wahltermine werden die Mitglieder der 
Gesamtkonferenz, die des Schulelternbeirats und die des Schüler- oder 
Studierendenrats zur Wahl eingeladen (§ 5 Abs. 4). 
(2) Das Wahlausschreiben muss ferner enthalten: 
1. den Ort und den Tag seines Erlasses, 
2. die Mindestzahl der zu wählenden Mitglieder der Schulkonferenz und die Anzahl 
der zu wählenden Vertreterinnen und Vertreter der Lehrkräfte, der Eltern und der 
Schülerinnen und Schüler oder der Studierenden, 
3. den Hinweis, dass bis zu der zulässigen Höchstzahl Mitglieder gewählt werden 
können, wenn sich die Gesamtkonferenz, der Schulelternbeirat und der Schüler- und 
Studierendenrat durch jeweilige Mehrheitsentscheidungen über die Zahl der 
gewünschten Sitze einigen, 
4. den Hinweis, dass anzustreben ist, dass Frauen und Männer zu gleichen Teilen in 
der Schulkonferenz vertreten sind, 
5. den Hinweis über die Wahlberechtigung der Mitglieder der Gesamtkonferenz, des 
Schulelternbeirats und des Schüler- oder Studierendenrats, 
6. den Hinweis über die Wählbarkeit der Mitglieder der Gesamtkonferenz (§ 34 
Konferenzordnung in Verbindung mit § 86 Abs. 1 Satz 1 und § 131 Abs. 3 Satz 1 
Hessisches Schulgesetz), jedes Elternteils einer minderjährigen Schülerin oder eines 
minderjährigen Schülers (§ 100 Hessisches Schulgesetz), der Schülerinnen und 
Schüler, die mindestens die Jahrgangsstufe 8 erreicht haben, und der Studierenden. 
Eltern, Schülerinnen und Schüler und Studierende, die nicht Mitglieder des 
Schulelternbeirats oder des Schüler- oder Studierendenrats sind, benötigen für ihre 
Kandidatur eine Wählbarkeitsbescheinigung der Schulleiterin oder des Schulleiters, 
in der der Schulbesuch des Kindes, der Schülerin oder des Schülers oder der oder 
des Studierenden zu bestätigen ist, 



7. den Hinweis, dass nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl (Personenwahl) 
gewählt wird, es sei denn, dass ein Viertel der Mitglieder der Gesamtkonferenz, des 
Schulelternbeirats oder des Schüler- oder Studierendenrats beantragt, die Wahlen 
der jeweiligen Personengruppe nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 
(Listenwahl) durchzuführen; die Vorschlagslisten sind innerhalb von zehn Tagen 
nach Erlass des Wahlausschreibens der oder dem Vorsitzenden der jeweiligen 
Personengruppe einzureichen (§ 4 Abs. 3), 
8. die Angabe, dass die Wahlen jeweils in Wahlversammlungen der 
Gesamtkonferenz, des Schulelternbeirats und des Schüler- oder Studierendenrats 
durchgeführt werden, 
9. den Ort, den Tag und die Zeit der Stimmabgabe für die Wahlen der jeweiligen 
Personengruppe, sofern die Wahltermine bereits festgesetzt worden sind, 
10. den Hinweis, dass die Wahlen spätestens vier Wochen nach Erlass des 
Wahlausschreibens abgeschlossen sein müssen. 
(3) Das Wahlausschreiben ist am Tag des Erlasses bis zum Abschluss der 
Stimmabgabe an geeigneten Stellen in der Schule auszuhängen. Abdrucke des 
Wahlausschreibens sind am Tage seines Erlasses den Schülerinnen und Schülern 
zur Weiterleitung an ihre Eltern auszuhändigen. Den Eltern abwesender 
Schülerinnen und Schüler ist in geeigneter Weise das Wahlausschreiben 
unverzüglich zur Kenntnis zu geben. Der Schulelternbeirat und der Schüler- und 
Studierendenrat erhalten jeweils einen Abdruck des Wahlausschreibens. 
 
§ 4 Wahlgrundsätze 
(1) Die Wahlen werden nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl (Personenwahl) 
durchgeführt. Wenn jeweils ein Viertel der Mitglieder der Gesamtkonferenz des 
Schulelternbeirats oder des Schüler- oder des Studierendenrats es beantragt, sind 
die Wahlen dieser Personengruppe nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 
(Listenwahl) durchzuführen. Die Wahlen sind geheim. 
(2) Wird nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt, so soll der 
Wahlvorschlag mindestens doppelt so viele Bewerberinnen und Bewerber enthalten, 
wie für die jeweilige Personengruppe Vertreterinnen und Vertreter in die 
Schulkonferenz zu wählen sind. Auf dem Stimmzettel sind die Namen der 
Bewerberinnen und Bewerber anzukreuzen oder in sonstiger Weise zweifelsfrei zu 
kennzeichnen, für die die Wählerin oder der Wähler die Stimme abgeben will. 
Ungültig sind Stimmzettel, die ein auf die Person der Wählerin oder des Wählers 
hinweisendes Merkmal, einen Zusatz oder einen Vorbehalt enthalten. Es dürfen nicht 
mehr Namen angekreuzt oder gekennzeichnet werden, als Vertreterinnen und 
Vertreter zu wählen sind. Gewählt sind die Bewerberinnen und Bewerber mit der 
höchsten auf sie entfallenden Stimmenzahl. Zwischen Bewerberinnen und 
Bewerbern, die dieselbe Stimmenzahl erhalten haben, findet eine Stichwahl statt. 
Ergibt sich bei der Stichwahl wieder Stimmengleichheit, so entscheidet das von der 
Wahlleiterin oder dem Wahlleiter zu ziehende Los. 
(3) Wird in einer der in Abs. 1 genannten Personengruppen nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl gewählt, sind die Wahlvorschläge (Vorschlagslisten) innerhalb 
von 10 Tagen nach Erlass des Wahlausschreibens der oder dem Vorsitzenden der 
jeweiligen Personengruppe einzureichen; die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
versieht die Wahlvorschläge in der Reihenfolge ihres Eingangs mit 
Ordnungsnummern (Vorschlag 1, usw.). Sind mehrere Wahlvorschläge gleichzeitig 
eingegangen, entscheidet das Los über die Reihenfolge. Jeder Wahlvorschlag soll 
mindestens doppelt so viele, muss jedoch mindestens so viele Bewerberinnen und 
Bewerber enthalten, wie für die jeweilige Personengruppe Vertreterinnen und 
Vertreter in die Schulkonferenz zu wählen sind. Der Wahlvorschlag muss von 
mindestens einem Zehntel der Wahlberechtigten, mindestens jedoch von zwei 



Wahlberechtigten der Personengruppe unterzeichnet sein. Jeder Wahlberechtigte 
darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Die schriftliche Zustimmung der 
wählbaren Bewerberinnen oder Bewerber zur Aufnahme in den Vorschlag ist 
beizufügen. Jede Bewerberin oder jeder Bewerber kann nur auf einem 
Wahlvorschlag benannt werden. Wird nur ein Wahlvorschlag eingereicht, findet 
Mehrheitswahl statt. 
(4) Bei Verhältniswahl ist auf dem Stimmzettel die Vorschlagsliste (Wahlvorschlag) 
anzukreuzen oder in sonstiger Weise zweifelsfrei zu kennzeichnen, für die die 
Wählerin oder der Wähler die Stimme abgeben will; Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend. 
Die Summen der auf die einzelnen Vorschlagslisten jeder Personengruppe 
entfallenden Stimmen werden nebeneinander gestellt und der Reihe nach durch 1, 2, 
3 usw. geteilt. Auf die jeweils höchste Teilzahl (Höchstzahl) wird so lange ein Sitz 
zugeteilt, bis alle der Personengruppe zustehenden Sitze verteilt sind. Ist bei 
gleichen Höchstzahlen nur noch ein Sitz zu verteilen, so fällt er der Vorschlagsliste 
zu, die andernfalls im Verhältnis zu ihrem Anteil an der Gesamtzahl der in der 
jeweiligen Personengruppe abgegebenen Stimmen am stärksten benachteiligt wäre. 
Satz 4 gilt entsprechend, wenn bei mehreren gleichen Höchstzahlen nur noch 
weniger Sitze zu verteilen als Höchstzahlen vorhanden sind. Innerhalb der 
Vorschlagslisten sind die Sitze auf die Bewerberinnen und die Bewerber in der 
Reihenfolge ihrer Benennung zu verteilen. 
 
§ 5 Wahltermin 
(1) Die Wahlen sind spätestens vier Wochen nach dem Aushang des 
Wahlausschreibens durchzuführen. 
(2) Die Wahltermine für die Wahlen der jeweiligen Personengruppen sollen so 
rechtzeitig festgesetzt werden, dass sie in das Wahlausschreiben aufgenommen 
werden können. 
(3) Die Wahltermine werden festgesetzt: 
1. bei den Wahlen der Vertreterinnen und Vertreter der Lehrkräfte durch die 
Schulleiterin oder den Schulleiter, 
2. bei den Wahlen der Vertreterinnen und Vertreter der Eltern durch die Vorsitzende 
oder den Vorsitzenden des Schulelternbeirats im Benehmen mit der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter, 
3. bei den Wahlen der Vertreterinnen und Vertreter der Schülerinnen und Schüler 
oder der Studierenden durch die Schulsprecherin oder den Schulsprecher oder die 
Sprecherin oder den Sprecher des Studierendenrats im Benehmen mit der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter, an beruflichen Schulen mit einer Schüler- und 
Studierendenvertretung durch die Schulsprecherin oder den Schulsprecher im 
Benehmen mit dem Vorstand der Studierendenvertretung und der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter. 
(4) Die Wahltermine sind den Eltern, Schülerinnen und Schülern oder Studierenden 
und den Lehrkräften mindestens zehn Tage vor dem Wahltag bekannt zu geben, 
sofern die Bekanntgabe nicht bereits durch das Wahlausschreiben erfolgte. Bei den 
Wahlen nach Abs. 3 Nr. 1 und 3 erfolgt die Bekanntgabe durch Aushang in der 
Schule. Mit der Bekanntgabe werden zugleich die Mitglieder der Gesamtkonferenz 
und die des Schüler- oder Studierendenrats zur Wahl eingeladen. Bei den Wahlen 
nach Abs. 3 Nr. 2 erfolgt die Bekanntgabe des Wahltermins durch ein Schreiben der 
oder des Vorsitzenden des Schulternbeirats, das den Schülerinnen oder Schülern 
zur Weiterleitung an ihre Eltern ausgehändigt wird. § 3 Abs. 3 Satz 3 gilt 
entsprechend. Die Mitglieder des Schulelternbeirats werden von der oder dem 
Vorsitzenden schriftlich zur Wahl eingeladen. Erfolgt die Einladung durch die Post, so 
gilt sie mit dem dritten Tage nach der Aufgabe zur Post als zugegangen. 
 



§ 6 Wahlversammlungen 
(1) Die Gesamtkonferenz, der Schulelternbeirat und der Schüler- oder 
Studierendenrat bilden für die Durchführung der Wahlen jeweils eine 
Wahlversammlung. An beruflichen Schulen mit einer Schüler- und 
Studierendenvertretung bilden beide eine Wahlversammlung. Die 
Wahlversammlungen werden von der oder dem Vorsitzenden der jeweiligen 
Personengruppe eröffnet. Sie leiten die Bestellung der Wahlausschüsse. Die 
Wahlausschüsse bestehen in der Regel aus der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter, 
der Schriftführerin oder dem Schriftführer und bei Bedarf aus weiteren Beisitzern. 
Mitglieder des Wahlausschusses können nur Wahlberechtigte sein. Sie werden aus 
der Mitte der Wahlberechtigten vorgeschlagen und durch offene Abstimmung 
bestätigt. Die Kandidatur von Mitgliedern des Wahlausschusses für einen Sitz in der 
Schulkonferenz ist unzulässig. An Schulen mit sechs oder weniger Lehrkräften, mit 
Ausnahme der Schulleiterin oder des Schulleiters, wird für die Wahl der Vertreter der 
Lehrkräfte kein Wahlausschuss gebildet; die Wahlen werden von der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter durchgeführt. 
(2) Die Wahlversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Sie ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Erschienenen beschlussfähig, wenn darauf in der erneuten Ladung ausdrücklich 
hingewiesen worden ist. 
 
§ 7 Wahlhandlung 
(1) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter nimmt die Wahlvorschläge entgegen. Sie 
oder er prüft, ob die vorgeschlagenen Personen wählbar sind, und gibt die 
Wahlvorschläge der Wahlversammlung bekannt. Die 
vorgeschlagenen Personen sollen sich äußern, ob sie bereit sind, eine Wahl 
anzunehmen. Bewerberinnen und Bewerber, die nicht stimmberechtigt sind, sind nur 
wählbar, wenn sie eine Wählbarkeitsbescheinigung vorlegen. 
(2) Bei Mehrheitswahl (Personenwahl) werden die Wahlvorschläge in alphabetischer 
Reihenfolge auf dem Stimmzettel zusammengefasst. 
(3) Bei Verhältniswahl (Listenwahl) sind die Vorschlagslisten in der Reihenfolge der 
Ordnungsnummern auf dem Stimmzettel untereinander aufzuführen. 
(4) Vor Beginn der Wahlhandlung kann eine Aussprache über die Wahlvorschläge 
erfolgen. Den Kandidatinnen und Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, sich 
vorzustellen und ihre Auffassungen zu erläutern. 
(5) Bei jedem Wahlgang dürfen nur einheitliche Stimmzettel verwandt werden. Nach 
Abschluss der Auszählung gibt die Wahlleiterin oder der Wahlleiter das Wahlergebnis 
bekannt und fragt die Gewählten, ob sie das Amt annehmen. (6) Über das 
Wahlergebnis fertigt der Wahlausschuss eine Niederschrift, die von sämtlichen 
Mitgliedern des Wahlausschusses zu unterzeichnen ist. 
Die Niederschrift muss enthalten: 
1. die Bezeichnung der Wahl, 
2. Ort und Zeit der Wahl, 
3. die Namen und die Zahl der Wahlberechtigten, 
4. im Falle der Mehrheitswahl die Zahl der auf jede Bewerberin und jeden Bewerber 
entfallenden gültigen Stimmen, im Falle der Verhältniswahl die Zahl der auf jede 
Vorschlagsliste entfallenden gültigen Stimmen sowie die Verteilung der Sitze auf die 
Vorschlagslisten, 
5. die Namen der gewählten Bewerberinnen und Bewerber, 
6. die Zahl der ungültigen Stimmen sowie die Zahl der Stimmenthaltungen, 
7. das Ergebnis der etwaigen Auslosung. 



(7) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter teilt die Namen und Anschriften der 
gewählten Mitglieder der Schulkonferenz und die der Ersatzmitglieder nach § 8 Abs. 
2 unverzüglich der Schulleiterin oder dem Schulleiter mit. 
(8) Wahlunterlagen, wie Niederschriften, Stimmzettel, Wahlausschreibungen, 
Wählbarkeitsbescheinigungen werden von der Schulleiterin oder dem Schulleiter bis 
zur Durchführung der nächsten Wahlen der Mitglieder der Schulkonferenz 
aufbewahrt. 
 
§ 8 Ersatzmitglieder 
(1) Als Mitglied der Schulkonferenz scheidet aus, wer die Wählbarkeit für das 
jeweilige Amt verliert oder von seinem Amt zurücktritt. An seine Stelle tritt ein 
Ersatzmitglied ein. Das Gleiche gilt, wenn ein Mitglied der Schulkonferenz zeitweilig 
verhindert ist. 
(2) Wurde nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt, so tritt als 
Ersatzmitglied die nicht gewählte Bewerberin oder der nicht gewählte Bewerber mit 
der nächsthöheren Stimmenzahl ein. Wurde nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl gewählt, so werden die Ersatzmitglieder der Reihe nach aus den nicht 
gewählten Bewerberinnen und Bewerbern derjenigen Vorschlagsliste entnommen, 
denen die zu ersetzenden Mitglieder angehören. 
(3) Jedes Mitglied der Schulkonferenz kann, sofern nach den Grundsätzen der 
Mehrheitswahl gewählt wurde, das Ersatzmitglied mit der nächsthöheren 
Stimmenzahl mit der Teilnahme an den Sitzungen der Lehrerkonferenzen mit 
Ausnahme der Zeugnis- und Versetzungskonferenzen sowie der Eltern- und 
Schülervertretung beauftragen. Wurde nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 
gewählt, erfolgt die Beauftragung des Ersatzmitglieds nach dem in Abs. 2 Satz 2 
festgelegten Verfahren. 
 
§ 9 Wahlanfechtung 
(1) Mitglieder der Gesamtkonferenz, des Schulelternbeirats und des Schüler- oder 
Studierendenrats können innerhalb einer Frist von vierzehn Tagen nach 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses diese Wahl anfechten. Die Anfechtung kann nur 
darauf gestützt werden, dass gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, 
die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden ist, es sei denn, dass 
durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht verändert oder beeinflusst werden 
konnte. 
(2) Die Anfechtung ist schriftlich gegenüber der Schulleiterin oder dem Schulleiter zu 
erklären und zu begründen. (3) Über die Anfechtung entscheidet die zuständige 
Schulaufsichtsbehörde. 
(4) Die Mitglieder der Schulkonferenz, deren Wahl für ungültig erklärt wurde, führen 
ihr Amt bis zur Wiederholungswahl weiter. Die Wiederholungswahl muss spätestens 
innerhalb von zwei Monaten nach Ungültigkeitserklärung erfolgen. 
 
§ 10 Einberufung der Schulkonferenz 
(1) Die Schulkonferenz wird von der Schulleiterin oder dem Schulleiter unter Angabe 
von Ort, Zeit und Tagesordnung mindestens einmal im Schulhalbjahr außerhalb der 
Unterrichtszeit in der Regel nicht vor 17.00 Uhr einberufen. Die Einladungen sind den 
Mitgliedern, zusätzlich den Ersatzmitgliedern zur Kenntnis, grundsätzlich spätestens 
zehn Tage vor der Sitzung mit der Tagesordnung zu übersenden. Auf Antrag eines 
Viertels der stimmberechtigten Mitglieder oder auf Antrag einer der in der 
Schulkonferenz vertretenen Personengruppen ist sie unverzüglich unter Angabe der 
zu beratenden Gegenstände einzuberufen. 
(2) Die Mitglieder können zu Beginn der Schulkonferenz weitere Anträge zur 
Tagesordnung stellen. Die Schulkonferenz entscheidet mit einfacher Mehrheit, ob 



diese Anträge in der Sitzung behandelt werden. Werden sie nicht behandelt, so sind 
sie auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung der Schulkonferenz zu setzen. 
 
§ 11 Beschlussfähigkeit und Entscheidungen 
(1) Die Schulkonferenz ist bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte ihrer 
stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. Sie ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig, wenn sie wegen 
Beschlussunfähigkeit erneut zur Beratung desselben Gegenstandes einberufen 
werden muss. Bei der erneuten Ladung ist hierauf hinzuweisen; für die Ladungsfrist 
gilt §10 Abs. 1 Satz 2. 
(2) Beschlüsse bedürfen der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die 
Abstimmungen sind offen, auf Verlangen eines Fünftels der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder jedoch geheim. 
(3) Mit Zustimmung der Schulleiterin oder des Schulleiters, die widerruflich ist, kann 
die Schulkonferenz für die Beratung einzelner Tagesordnungspunkte oder für die 
jeweilige Sitzung eine Verhandlungsleiterin oder einen Verhandlungsleiter wählen. 
Das Recht der Schulleiterin oder des Schulleiters nach Abs. 2 Satz 2 bleibt 
unberührt. 
(4) An Schulen, an denen wegen der zu geringen Zahl der Lehrkräfte keine 
Ersatzmitglieder eintreten können, wird bei Abwesenheit der Lehrkraft, die Mitglied 
der Schulkonferenz ist, das ihr zustehende Stimmrecht von der in der Schulkonferenz 
anwesenden Lehrkraft zusätzlich ausgeübt, die von der abwesenden Lehrkraft damit 
beauftragt worden ist. Die Beauftragung ist der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
schriftlich mitzuteilen. 
§ 11a Geschäftsordnung und Pflicht zur Verschwiegenheit 
(1) Die Schulkonferenz kann sich unter Beachtung der in diesem Abschnitt 
getroffenen Regelungen eine Geschäftsordnung geben. 
(2) Über Angelegenheiten, die ihrer Bedeutung nach einer vertraulichen Behandlung 
bedürfen, haben die Mitglieder der Schulkonferenz auch nach Beendigung ihrer 
Amtszeit Verschwiegenheit zu wahren. 
 
§ 12 Niederschrift 
(1) Über jede Sitzung ist eine Niederschrift anzufertigen, die nach Genehmigung 
durch die Schulkonferenz von der oder dem Vorsitzenden und der jeweiligen 
Protokollführerin oder dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift ist 
zu den Schulakten zu nehmen. Jedes Mitglied der Schulkonferenz kann verlangen, 
dass seine von dem Konferenzbeschluss abweichende Meinung in der Niederschrift 
vermerkt wird. Die Niederschrift muss enthalten: 
1. die Bezeichnung der Konferenz, 
2. die Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit, 
3. Ort, Beginn und Ende der Konferenz, 
4. die Tagesordnung, 
5. die Namen der anwesenden Mitglieder und der anderen erschienenen Personen, 
6. die Namen der verhinderten Mitglieder, 
7. wesentliche Gesichtspunkte der Beratung, 
8. die Anträge und die gefassten Beschlüsse im Wortlaut, 
9. das Stimmverhältnis bei Abstimmungen, 
10. die ausdrücklich zur Niederschrift abgegebenen Erklärungen. 
(2) Die genehmigten Niederschriften können jederzeit durch die Mitglieder der 
Schulkonferenz und deren Ersatzmitglieder in der Schule eingesehen werden. Die 
Mitglieder der Schulkonferenz sowie die oder der Vorsitzende des Schulelternbeirats 
und der Schüler- oder Studierendenvertretung erhalten jeweils eine Ausfertigung der 



Niederschrift. Ein Rechtsanspruch auf Aushändigung einer Kopie der Niederschrift an 
die Ersatzmitglieder besteht nicht, soweit nicht die Schulkonferenz mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen beschließt, dass eine Ausfertigung der Niederschrift nach 
der Genehmigung grundsätzlich oder im Einzelfall ausgehändigt wird. 
§ 14 Beanstandung der Beschlüsse 
(1) Die Schulleiterin oder der Schulleiter muss Beschlüsse der Schulkonferenz 
beanstanden, die gegen Rechts- und Verwaltungsvorschriften oder Anordnungen der 
Schulaufsichtsbehörde verstoßen. Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung 
und ist zu begründen. Im Falle einer Beanstandung muss die Schulkonferenz 
frühestens nach zehn, spätestens vor Ablauf von zwanzig Schultagen, die 
Angelegenheit erneut beraten. Hilft sie der Beanstandung nicht ab, entscheidet die 
zuständige Schulaufsichtsbehörde. 
(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann Beschlüsse der Schulkonferenz 
beanstanden, wenn sie oder er aus pädagogischen Gründen erhebliche Bedenken 
hat. In diesen Fällen hat die Schulkonferenz frühestens nach zehn, spätestens vor 
Ablauf von zwanzig Schultagen, die Angelegenheit erneut zu beraten. Ein erneuter 
Beschluss der Schulkonferenz wird verbindlich, sofern nicht auf Antrag der 
Schulleiterin oder des Schulleiters die zuständige Schulaufsichtsbehörde ihn aufhebt. 
§ 15 Unaufschiebbare Entscheidungen 
In unaufschiebbaren Fällen trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter eine vorläufige 
Entscheidung. Sie oder er ist verpflichtet, unverzüglich der Schulkonferenz zu 
berichten und einen Beschluss herbeizuführen. 
§ 16 Teilnahme der Aufsichtsbehörden und des Schulträgers 
Vertreterinnen oder Vertreter der Schulaufsichtsbehörden können an der 
Schulkonferenz mit beratender Stimme teilnehmen. Zu Tagesordnungspunkten, die 
Angelegenheiten des Schulträgers betreffen, ist eine Vertreterin oder ein Vertreter 
des Schulträgers rechtzeitig von der Schulleiterin oder dem Schulleiter einzuladen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
  


